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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretäre 
(ParlStG) 

— Drucksache 7/820 — 


A. Problem 

Die seit der Einführung der Parlamentarischen Staatssekretäre 
im Jahre 1967 gesammelten Erfahrungen haben ergeben, daß 
die Regelung der persönlichen Rechtsverhältnisse der Träger 
dieses Amtes der Entwicklung, die die neue Einrichtung seither 
genommen hat, nicht mehr gerecht wird. Die Parlamentarischen 
Staatssekretäre werden durch ihr Amt erheblich stärker als ur- 
sprünglich erwartet beansprucht. Sie können daher von der 
ihnen — anders als den Ministern — rechtlich gegebenen Mög- 
lichkeit, neben ihrem Amt ihren Beruf auszuüben, tatsächlich 
keinen Gebrauch machen. Daraus sich ergebende Nachteile sol- 
len durch das neue Gesetz vermieden werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht eine weitgehende Anpassung der per- 
sönlichen Rechtsstellung der Parlamentarischen Staatssekretäre 
an die der ßundesminister vor. Das geschieht durch 

— Einführung eines Berufsausübungsverbots, 

— Ersetzung der bisherigen Entschädigung durch Amtsbezüge, 

— Einführung einer Versorgungsregelung. 

Außerdem soll die Möglichkeit eröffnet werden, einzelnen 
Parlamentarischen Staatssekretären die Bezeichnung „Staats- 
minister" zu verleihen. 
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C. Alternativen 

Die Änderungsanträge der CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß mit 
dem Ziel, die Neufassung des § 4 und dessen Rückwirkung zu 
verhindern und in § 1 Abs. 2 eine stärkere Betonung der beson- 
deren Verbindungsaufgaben der Parlamentarischen Staatssekre- 
täre zum Deutschen Bundestag zu normieren, fanden nicht die 
Zustimmung der Ausschußmehrheit. 


D. Kosten 

Da nennenswerte Mehraufwendungen nur aus der Einführung 
einer Versorgungsregelung zu erwarten sind, die Zahl künftiger 
Versorgungsfälle aber ungewiß ist, sind Schätzungen nicht mög- 
lich. Gemessen am Gesamthaushalt werden die Kosten jeden- 
falls gering sein. 
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A. Bericht der Abgeordneten Wagner (Günzburg) und Liedtke 


Der von der Bundesregierung am 18. Juni 1973 
•beim Deutschen Bundestag eingebrachte Geseteent- 
wurf wurde in der 51. Sitzung am 21. September 
1973 an den Innenausschuß federführend und an 
den Rechtsausschuß, an den Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung sowie an 
den Haushaltsausschuß zur Mitberatung, an letzte- 
ren auch nach § 96 der Geschäftsordnung überwie- 
sen. Der Rechtsausschuß hat in seiner Stellung- 
nahme vom 3. Oktober 1973 mit Mehrheit empfoh- 
len, den Gesetzentwurf mit dem vom Bundesrat in 
seiner Stellungnahme vorgeschfagenen Änderungen, 
denen die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung 
zugestimmt hat, zu billigen. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat sich mit dem Gesetzentwurf 
in drei Sitzungen befaßt und ebenfalls mit Mehrheit 
beschlossen, keine Änderungsvorschläge zu unter- 
breiten. Er hat darauf hingewiesen, daß er sich nur 
mit den geschäftsordnungsmäßigen Fragen befaßt 
habe, die sich aus dem Gesetz ergeben könnten. Er 
hat vorerst auch keine Veranlassung gesehen, im 
Hinblick auf das zu erwartende Gesetz die Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages zu än- 
dern. Der Haushaltsausschuß hat dem Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 27. März 1974 ebenfalls zuge- 
stimmt. Seinen Bericht nach § 96 der Geschäftsord- 
nung wird er gesondert erstatten. 

Der Innenausschuß befaßte sich in seinen Sitzun- 
gen am 28. November und 5. Dezember 1973 mit 
dem Gesetzentwurf und beschloß mit den Stimmen 
der Mitglieder der Fraktionen der SPD, FDP seine 
Annahme unter Berücksichtigung der Änderungs- 
vorschläge des Bundesrates, denen die Bundesregie- 
rung zugestimmt hat, zu empfehlen. Dabei lag ihm 
auch die gutachtliche Stellungnahme der Wissen- 
schaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages 
— WF III — 248/73 vor. 

Der Ausschuß erörterte besonders die Problema- 
tik um die §§1,4 und 13 des Gesetzentwurfs. Die 
Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU beantragten 
zu § 1 Abs. 2 folgende Fassung der Vorschrift; 

„Die Parlamentarischen Staatssekretäre nehmen 
besondere Verbindungsaufgaben zum Deutschen 
Bundestag wahr und unterstützen insofern die 
Mitglieder der Bundesregierung, denen sie bel- 
gegeben sind." 

Die Ausschußmehrheit lehnte diesen Vorschlag 
jedoch ab, weil er den tatsächlichen Aufgaben- 
bereich der Parlamentarischen Staatssekretäre, wie 


er sich seit der Schaffung des Gesetzes im Jahre 
1967 entwickelt habe, nicht zutreffend wiedergebe. 

Zu § 4 des Gesetzentwurfs beantragte die Frak- 
tion der CDU/CSU zu bestimmen, daß das Amt des 
Parlamentarischen Staatssekretärs in jedem Falle 
mit Beendigung der Mitgliedschaft beim Deutschen 
Bundestag ende. Sie verwies in diesem Zusammen- 
hang auf die anläßlich der vorzeitigen Auflösung 
des 6. Deutschen Bundestages in der Öffentlichkeit, 
der Fachpresse und in der Bundesregierung selbst 
geführte Debatte über die damalige Entscheidung, 
die Parlamentarischen Staatssekretäre im Amt zu 
belassen, die sie für nicht vereinbar mit dem damals 
geltenden Gesetz hielt. Nach ihrer Auffassung soll 
auch in Zukunft die besondere Verbindung des Par- 
lamentarischen Staatssekretärs zum Bundestag da- 
durch unterstrichen werden, daß sein Amt in jedem 
Falle mit der Beendigung der Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag endet. 

Die Ausschußmehrheit lehnte diesen Antrag je- 
doch ab, weil nach ihrer Auffassung das Amtsver- 
hältnis des Parlamentarischen Staatssekretärs schon 
damals so eng mit dem des Ministers verknüpft ge- 
wesen sei und in Zukunft durch die Neufassung des 
Gesetzes noch stärker betont werde, daß es nur sach- 
gerecht wäre, wenn das Amt des Parlamentarischen 
Staatssekretärs mit dem des Ministers, dem er zur 
Unterstützung beigegeben ist, endet. 

In § 13 hatte die Fraktion der CDU/CSU die er- 
satzlose Streichung von Satz 1 beantragt und ver- 
fassungsrechtliche Bedenken gegen die Rückwirkung 
auf den Tag des Inkrafttretens des Gesetzes von 
1967 geltend gemacht. Sie verwies hierbei auf die 
Auffassung des Bundesrechnungshofs nud auf die 
grundsätzliche Auffassung, die sie von den Aufgaben 
des Parlamentarischen Staatssekretärs habe. Nach 
ihrem Verständnis des Gesetzes sei die Bindung ge- 
genüber dem Bundestag stärker als die gegenüber 
dem Minister, so daß ein rückwirkendes Inkrafttre- 
ten des nunmehr zu ändernden Gesetzes ihr nicht 
gerechtfertigt erschien. 

Die Vertreter der Fraktionen der SPD, FDP wiesen 
demgegenüber darauf hin, daß sie seit jeher die Auf- 
fassung vertreten hätten, die nunmehr durch die be- 
absichtigte Gesetzesänderung klargestellt werden 
soll. Das rückwirkende Inkrafttreten sei auch ver- 
fassungsrechtlich nicht bedenklich, weil das Bundes- 
verfassungsgericht rückwirkende Gesetze nicht 
schlechthin für unzulässig erklärt habe, sondern dann 
ein rückwirkendes Inkrafttreten zulasse, wenn da- 


3 



Drucksache 7/1899 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


durch nicht verschlechternd in bestehende Rechte ein- 
gegriffen werde. Auch Statusverhältnisse könnten 
rückwirkend begründet werden. Eine rückwirkende 
Einführung von Versorgungsansprüchen sei zudem 
hiermit nicht verbunden. 

Im übrigen wird auf die Begründung des Gesetz- 
entwurfs — Drucksache 7/820 — verwiesen. 


Bonn, den 12. Dezember 1973 


Der Innenausschuß 

Wagner (Günzburg) Liedtke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/820 — mit der Maßgabe anzunehmen, 
daß an § 11 folgender Absatz 3 angefügt wird: 

,(3) Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....), wird wie folgt geändert: 

In § 34 wird folgender Satz angefügt: 

„Entsprechendes gilt für Amtsverhältnisse, die dem eines Parlamentari- 
schen Staatssekretärs im Sinne des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Parlamentarischen Staatssekretäre (ParlStG) entsprechen." ' 

und 

in § 13 Satz 1 vor den Worten „in Kraft" die Worte „ , § 11 Abs. 3 mit 
Wirkung vom 20. Juli 1972" 

eingefügt werden; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. Dezember 1973 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Wagner (Günzburg) Liedtke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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